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10. Juli 2014/bgv10 

 

 Geburtenboom in Hamburger Kliniken 
Im ersten Halbjahr 661 Babys mehr als im Vergleichszeitraum 2013 

Die Geburtenzahl in Hamburg ist im 1. Halbjahr 2014 gegenüber 2013 deutlich gestiegen: Bei 10.953 

Geburten kamen 11.186 Kinder zur Welt. Damit erblickten in den Hamburger Geburtshilfen und dem 

Geburtshaus 661 Kinder mehr als im Vorjahreszeitraum das Licht der Welt. Der erneute Anstieg setzt den 

Babyboom der letzten Jahre in Hamburger Kliniken fort: Waren es in den ersten sechs Monaten 2011 

noch 9.834 Kinder, so steigerte sich die Zahl über 10.297 Kinder in 2012 und 10.525 Kinder in 2013 bis 

zum diesjährigen Höchstwert.  

„Eine solche Steigerung gegenüber dem Vorjahr war nicht zu erwarten und ist deshalb umso erfreulicher“, so 

Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks. „Hamburg ist mit einer umfassenden Geburtenbetreuung in 

den Krankenhäusern, unterstützt durch die besondere Versorgung von Risikoschwangerschaften und der Früh- 

und Neugeborenen durch die neonatologischen Abteilungen, die Gesundheitsmetropole im Norden.“ 

Die höchsten Kinderzahlen verzeichnen in den ersten sechs Monaten dieses Jahres die geburtshilflichen 

Abteilungen des Kath. Marienkrankenhauses, des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf und der Asklepios 

Kliniken Altona und Barmbek. Die höchsten absoluten Steigerungen bei der Zahl der Geburten im Vergleich zum 

1. Halbjahr 2013 melden für 2014 das Kath. Marienkrankenhaus, das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 

und die Asklepios Kliniken Altona und Barmbek. Eine erhebliche Steigerung der Geburtenzahl hat auch das Ev. 

Amalie Sieveking Krankenhaus zu verzeichnen. 

Krankenhäuser  

(alphabetisch sortiert) 

 

Geburten 

1.Halbjahr 

Geborene Kinder 

1.Halbjahr* 

2013 2014  2013 2014  

Agaplesion Diakonieklinikum 

Hamburg 777 695 774 695 

Albertinen-Krankenhaus 

1.03

3 

1.03

8 

1.04

0 

1.04

3 

Asklepios Klinik Altona 

1.21

9 

1.41

6 

1.27

2 

1.46

0 

Asklepios Klinik Barmbek 

1.29

5 

1.35

6 

1.33

7 

1.39

6 

Asklepios Klinik Harburg 335 330 335 330 
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Asklepios Klinik Nord 775 853 790 881 

Asklepios Klinik Wandsbek 388 386 387 386 

Bethesda Krankenhaus 

Bergedorf 334 358 334 359 

Ev. Amalie-Sieveking-

Krankenhaus 469 578 469 578 

Helios Mariahilf Klinik 763 731 771 734 

Katholisches Marienkrankenhaus 

1.56

3 

1.67

5 

1.59

0 

1.69

5 

Universitätsklinikum Hamburg-

Eppendorf 

1.27

5 

1.46

6 

1.34

0 

1.55

8 

Krankenhäuser insgesamt 

10.22

6 

10.8

82 

10.43

9 

11.11

5 

 

       

Geburtshaus Hamburg 86 71 86 71 

      

Geburten in Einrichtungen 

insgesamt 

10.31

2 

10.9

53 10.525 11.186 

* ohne totgeborene Kinder; 

Quelle: Hamburger Krankenhäuser und Geburtshaus Hamburg. 

Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 

Rico Schmidt; Tel.: 428 37-2332 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv 

 

mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
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07. Juli 2014/bsb07 
 

 

Erste Abiturienten an Berufsoberschule 
75 Absolventinnen und Absolventen erlangen Hochschulreife an neuer 

Schule für junge Menschen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung 

 

Seit dem Schuljahr 2012/13 führt die Berufsoberschule Schülerinnen und Schüler mit einem mittleren 

Schulabschluss, die sich nach ihrer abgeschlossenen Berufsausbildung über ein Studium beruflich 

weiterentwickeln wollen, nach Jahrgangsstufe 12 zur Fachhochschulreife sowie nach Jahrgangsstufe 

13 zur Hochschulreife. Bereits im Sommer 2013 absolvierten 76 Schülerinnen und Schüler der 

Jahrgangsstufe 12 erfolgreich die BOS mit   Fachhochschulreife. Heute erhielten die ersten 75 

Absolventinnen und Absolventen der Jahrgangsstufe 13 ihre Abiturzeugnisse (davon 64 allgemeine 

Hochschulreife, 11 fachgebundene Hochschulreife). 

 

Senator Rabe gratulierte: „Hamburg hat in den vergangenen drei Jahren durch mehrere 

Reformmaßnahmen die Attraktivität in der beruflichen Bildung deutlich erhöht. Die Berufsoberschule ist 

ein neues Angebot für leistungsstarke, junge Menschen, die nach ihrer Berufsausbildung das Abitur 

erreichen wollen.  Sie haben sich durch Ihren hohen Einsatz, Ihre Motivation und Zielstrebigkeit eine 

hervorragende Basis für Ihren weiteren beruflichen Weg und ein Studium geschaffen. Dafür habe ich 

großen Respekt! Und ich gratuliere Ihnen sehr herzlich zum Abitur!“ 

 

Die Berufsoberschule wird in Hamburg an sechs Standorten in den vier Ausbildungsrichtungen 

Gestaltung, Gesundheit und Soziales, Technik sowie Wirtschaft und Verwaltung angeboten. 

Ausbildungsabsolventen, die bereits über die Fachhochschulreife verfügen, steigen direkt in die 

Jahrgangsstufe 13 der BOS ein, um die Hochschulreife zu erwerben. Die aufeinander abgestimmten 

Bausteine machen dieses Bildungsangebot attraktiv: Im Schuljahr 2012/13 meldeten sich erstmalig 93 

Schülerinnen und Schüler für die neue Schulform an, im Schuljahr 2013/14 nahmen bereits 227 junge 

Menschen das Bildungsangebot an (plus 134) und für das kommende Schuljahr 2014/15 liegen 

inzwischen 368 Anmeldungen vor. 
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Die Berufsoberschulen im Überblick: 

 

BOS Gestaltung  

Berufliche Medienschule Hamburg-Wandsbek(G 5), Tel. 040/42895111 

www.medienschule-hamburg.de 

 

BOS Gesundheit und Soziales 

Staatliche Fachschule für Sozialpädagogik (FSP 1), 040/428846211 

www.fsp1.de 

Berufliche Schule Uferstraße (W 2), 040/428952211 

www.bs-uferstraße.hamburg.de 

 

BOS Technik 

Staatliche Gewerbeschule Informations- und Elektrotechnik, Chemie- und Automatisierungstechnik (G 

18), Tel. 4287902 

www.g18.de 

 

BOS Wirtschaft und Verwaltung 

Berufliche Schule für Wirtschaft und Steuern (H 12), 040/482592430 

www.h12-hamburg.de 

Beruflichen Schule City Süd (H 9), Tel. 040/4289760 

www.bs-citysued.de  

 

Informationen zur beruflichen Bildung in Hamburg: 

www.hibb.hamburg.de   

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

 

Hamburger Institut für Berufliche Bildung (HIBB) 
Dr. Angela Homfeld, Leitung Öffentlichkeitsarbeit  

Tel. (040) 4 28 63 – 2842,  

E-Mail: angela.homfeld@hibb.hamburg.de 

Internet: www.hibb.hamburg.de 

http://www.medienschule-hamburg.de/
http://www.fsp1.de/
http://www.bs-uferstrasse.hamburg.de/
http://www.g18.de/
http://www.h12-hamburg.de/
http://www.bs-citysued.de/
http://www.hibb.hamburg.de/
mailto:angela.homfeld@hibb.hamburg.de
http://www.hibb.hamburg.de/
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8. Juli 2014/bsb8 

 

MINT-Schule Hamburg: Wer holt den Titel? 

Initiative von Bildungsbehörde, Stiftungen und Wirtschaft:  

Stadtteilschulen können sich erstmals um Auszeichnung für exzellentes 

MINT-Engagement bewerben 

 

 

MINT steht für Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik – Schulfächer, die als 

Grundlage zahlreicher Berufsbilder von großer Bedeutung sind. Doch woran erkennen Schüler, 

Eltern und Unternehmen, welche Schule in Hamburg beim Thema MINT die Nase vorn hat? Für 

Orientierung sorgt künftig die Auszeichnung „MINT-Schule Hamburg“ – und ein 

entsprechendes Schild am Schuleingang. Erstmals wurden „MINT-Schulen“ 2012 in 

Niedersachsen gekürt. Es folgten Bremen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern. 

Nun wird der Titel unter der Schirmherrschaft von Bildungssenator Ties Rabe im Sommer 2015 

erstmals in Hamburg verliehen. Die Nordmetall-Stiftung und die Joachim Herz Stiftung zeichnen 

in Kooperation mit UV Nord und der Bildungsbehörde Stadtteilschulen mit 

überdurchschnittlichem MINT-Engagement in der Sekundarstufe I aus. Die Bewerbungsphase 

läuft bereits.  

 

Bildungssenator Ties Rabe: „Viele Lehrkräfte und viele Schulen engagieren sich hier in 

herausragender Weise. Meist ganz unauffällig, weil es für sie selbstverständlich ist. Die neue 

Exzellenz-Auszeichnung MINT-Schule Hamburg stellt dieses selbstverständliche Engagement heraus. 

Deshalb würde ich mich freuen, wenn möglichst viele Hamburger Schulen ihre vielfältigen Ideen 

einreichen und sich für den Titel ‚MINT-Schule Hamburg‘ bewerben würden.“ 

 

Ausgezeichnet werden Schulen im Rahmen eines mehrstufigen Bewerbungsverfahrens, sofern sie die 

Jury überzeugen können. Die Jury setzt sich zusammen aus Lehrkräften der MINT-Fächer sowie 

Vertretern von Unternehmen (z. B. Ausbilder), des Instituts für Qualitätsentwicklung an Schulen, der 

Nordmetall-Stiftung, der Joachim Herz Stiftung und der Bildungsbehörde.  

 

Mit der Auszeichnung erhalten die Schulen Zugang zu exklusiven Förderangeboten wie Fortbildungen, 

jährlichen Netzwerktreffen und Tagungen. Außerdem bekommen sie eine Finanzhilfe für die 

Ausstattung im MINT-Bereich in Höhe von 2.000 Euro.  

 

 

Peter Golinski, Bereichsleiter Bildung und Wissenschaft bei der Nordmetall-Stiftung: 

„Verstärktes Engagement in den MINT-Fächern ist zentral für die Fachkräftesicherung. Engagierte 

Schulen konzentrieren sich oft auf ihre inhaltliche Arbeit. Wir wollen sie aber auch bei der 

Außenwirkung unterstützen. Jeder soll wissen, wo die Lehrer, Schüler und  
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Eltern zu finden sind, die sich um eine der wichtigsten Zukunftskompetenzen kümmern.“ 

 

Dr. Jörg Maxton-Küchenmeister, Leiter des Programmbereiches Naturwissenschaften bei der 

Joachim Herz Stiftung: „Das Besondere an der Auszeichnung ist ihr Fokus auf die Sekundarstufe I 

von Stadtteil-schulen. Wir leisten hier einen wichtigen Beitrag zur Förderlandschaft, die bisher 

vorrangig auf Gymnasien ausgerichtet ist. MINT-Förderung ist aber für alle Schüler wichtig – ob für das 

spätere Studium oder eine Ausbildung.“ 

 

Zum Auftakt der Bewerbungsphase haben die Schulen vor den Sommerferien die 

Bewerbungsunterlagen erhalten. Sie haben nun bis zum 7. November 2014 Zeit, ihre Unterlagen 

einzureichen und sich unter www.mint-schule-hamburg.de über die Auszeichnung und die 

Bewertungskriterien zu informieren.  

 

 

Rückfragen: 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Pressestelle 

Tel.: 040 / 428 63 – 2003  

E-Mail: pressestelle@bsb.hamburg.de  

 

NORDMETALL-Stiftung 

Peter Haas, Pressesprecher 

Tel. 040 / 63 78 – 4231 

E-Mail: haas@nordmetall.de  

mailto:pressestelle@bsb.hamburg.de
mailto:haas@nordmetall.de


 

8 

 

10. Juli 2014/bsb10 

 

100 Mal „Herzlichen Glückwunsch!“ 

Abitur-Premiere an vier Stadtteilschulen: Senator Ties Rabe gratulierte 

persönlich 

 

 

Wie bereits im vergangenen Jahr besuchte Ties Rabe die Feiern derjenigen Stadtteilschulen, an 

denen erstmals Abiturzeugnisse vergeben wurden. In Oldenfelde, Altrahlstedt, Lurup und Odorf 

freuten sich insgesamt 100 Abiturientinnen und Abiturienten über ihr Abschlusszeugnis und die 

Glückwünsche des Senators.  

 

Abifeier, Abiball und die Freude über den höchsten Schulabschluss – an vier Stadtteilschulen gab es 

all dies zum Ende dieses Schuljahres zum ersten Mal: an der Stadtteilschule Altrahlstedt (20 

Abiturientinnen und Abiturienten), der Stadtteilschule Lurup (26), der Stadtteilschule Oldenfelde (25) 

und der Geschwister-Scholl-Stadtteilschule (29). Vier weitere Schülerinnen und Schüler erreichten das 

Ziel Abitur nicht.  

 

Die Zeugnisübergaben nahm auch Schulsenator Ties Rabe zum Anlass, den insgesamt erfolgreichen 

100 Abiturientinnen und Abiturienten, Familien und Lehrerkollegien persönlich zu gratulieren und zu 

danken. 

 

Senator Ties Rabe: „Die Oberstufe der Stadtteilschulen ist ein Erfolgsmodell. Viele der frisch 

gebackenen Abiturientinnen und Abiturienten haben den Weg an die Spitze ohne 

Gymnasialempfehlung geschafft, einige haben im Zentralabitur sogar Spitzenleistungen mit sehr guten 

Noten erreicht. Das zeigt: Die wenigsten Kinder sind in Klasse 3 oder 4 auf einem klar vorhersehbaren 

Kurs, viele Kinder können in den folgenden Jahren über sich hinaus wachsen und erstaunliche 

Leistungen erbringen. Aber das funktioniert nur, wenn Lehrkräfte ihren Schülerinnen und Schülern 

etwas zutrauen und sagen: ‚Ihr könnt mehr, als Ihr denkt!‘. 100 Abiturzeugnisse sind daher auch ein 

100-facher Erfolg für die Stadtteilschulen.“ 

 

Chance aufs Abitur an allen Stadtteilschulen 

 

Alle 59 Hamburger Stadtteilschulen bieten die Möglichkeit, neben dem ersten und zweiten 

Schulabschluss auch das Abitur zu erlangen – in eigenen schuleigenen Oberstufen, aber auch in 

Kooperationen miteinander und mit benachbarten Gymnasien. 

 

Für Senator Rabe sind die Stadtteilschul-Abiturientinnen und –abiturienten Hamburgs Mutmacher. Mut 

machten sie vielen Menschen: den Lehrerkräften, die an sie geglaubt haben. Den jüngeren 

Mitschülern, die sehen: Das geht, man kann es schaffen. Und all denjenigen, die an Aufstieg und 
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Chancen glaubten.  

 

Senator Rabe: „Mut machen diese Abiturientinnen und Abiturienten aber vor allem den Bürgerinnen 

und Bürgern einer schönen und erfolgreichen Stadt. Hamburg ist groß und erfolgreich geworden, weil 

es auf Menschen vertraut hat, die über sich hinauswachsen, die anpacken, die klug sind und die 

sagen: Ich schaff das, ich lass mich nicht entmutigen!“ 

 

 

 
Senator Ties Rabe (5.v.r.) gratulierte an vier Stadtteilschulen (im Bild: Stadtteilschule Oldenfelde) 

insgesamt 100 frisch gebackenen Abiturientinnen und Abiturienten.      Foto: BSB 

Hinweis: Das Foto kann auf Wunsch in druckfähiger Auflösung zur Verfügung gestellt werden. 

Rückfragen: 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Pressestelle 

Tel: (040) 4 28 63 – 2005  

E-Mail: pressestelle@bsb.hamburg.de 

 

 

mailto:pressestelle@bsb.hamburg.de
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10. Juli 2014/bsb10a 

Rahmenbedingungen für Schulbegleitungen 

erheblich verbessert 

 

Mehr Geld und vereinfachtes Verfahren 
 

Schulbehörde und Sozialbehörde haben die Mittel für Schulbegleitungen von Schülerinnen und 

Schüler mit schweren Entwicklungsbeeinträchtigungen in der emotionalen und sozialen 

Entwicklung noch einmal erhöht von bisher rund 3,5 Millionen auf künftig über 5 Millionen Euro. 

Pressesprecher Peter Albrecht: „Von einer Kürzung kann nicht die Rede sein. Im Gegenteil: 

Noch nie gab es so viele Schulbegleiter wie in diesem Jahr. Zugleich wird in Zukunft besser 

darauf geachtet, dass Schulbegleiter für wirklich bedürftige Kinder zugewiesen werden.“ 

Prüfungen haben ergeben, dass Eltern in manchen Schulen sehr häufig, in anderen hingegen 

viel zu selten Schulbegleitungen beantragt haben, womit erhebliche Unterschiede in der 

Versorgung entstanden sind. In einem neu aufgestellten Antragsverfahren werden Eltern von 

bürokratischen Hürden entlastet. Albrecht: „Das neue Antragsverfahren ist gerechter, einfacher 

und schneller. Mit den erhöhten Mitteln werden nicht weiterhin nur einzelne Regionen, sondern 

ganz Hamburg versorgt und Eltern müssen sich nicht mehr selbst um eine Schulbegleitung 

bemühen.“  

 

Viele Eltern sonderpädagogisch förderbedürftiger Kinder haben in der Vergangenheit Schulbegleiter – 

zum Beispiel Erzieher oder Freiwillige im Rahmen des Freiwilligen sozialen Jahres - für ihr Kind 

beantragt. Sie helfen dem Kind, sicher den Schulalltag zu bewältigen. Das Antragsverfahren war bisher 

sehr aufwändig und Eltern fühlten sich mit der selbstständigen Suche und Einstellung von 

Schulbegleitungen oft überfordert. Vor diesem Hintergrund hat die Behörde für Schule und 

Berufsbildung (BSB) in Kooperation mit der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

(BASFI) das Verfahren zur Steuerung des Einsatzes von Schulbegleitungen mit Beginn des 

Schuljahres 2014/15 verbessert: 

 

 Vereinfachung des Verfahrens für Eltern und Schulen: Mit Beginn des Schuljahres 2014/15 

werden den Schulen auf Antrag Schulbegleiter durch die Regionalen Bildungs- und 

Beratungszentren (ReBBZ) zugewiesen. Die Eltern brauchen sich darum nicht mehr zu kümmern.  

 

 Schnelle Zuweisung von Hilfen: Die Schulen erhalten durch das neue Verfahren zeitnah 

Schulbegleiter, lange Wartezeiten und Such- sowie Einstellungsvorgänge entfallen. 

 

 

 Gerechtere Verteilung auf die Stadt: Die bisher sehr ungleiche Verteilung von Schulbegleitungen 

auf die Stadt  wird im Zuge des neuen Verfahrens aufgehoben. In Zukunft zählt der Bedarf und 

nicht die erfolgreiche Bewältigung bürokratischer Hürden.  
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 Bessere Planungssicherheit: Schulen und Schulbegleiter haben mit dem neuen Verfahren ein 

hohes Maß an Planungssicherheit. Träger von Schulbegleitungsmaßnahmen können sich 

rechtzeitig um geeignetes Personal bemühen und damit die hohe Qualität der Betreuung 

sicherstellen.  

Die Anzahl der Anträge auf eine Schulbegleitung hat sich seit 2010  erhöht. Wurden im Schuljahr 

2010/11 und 2011/12 noch etwa 80 Fälle bewilligt, stieg diese Zahl im Schuljahr 2012/13 bereits auf 

279 und im Schuljahr 2013/14 sogar auf 386 Fälle an. Dazu Pressesprecher Peter Albrecht: „Die Stadt 

Hamburg hat in den letzten drei Jahren die Abdeckung mit Schulbegleitungen erheblich ausgeweitet 

und die dafür nötigen finanziellen Mittel bereitgestellt. Trotzdem wird der Finanzrahmen noch einmal 

erhöht, um den Bedarfen an den Schulen gerecht zu werden.“ 

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Tel. (040) 42863 – 2003 

E-Mail: peter.albrecht@bsb.hamburg.de   

Internet: www.hamburg.de/bsb    

 

mailto:peter.albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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7. Juli 2014 / bwf07 

 

Hervorragende Lehre für exzellente Hochschulen 
 

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt verleiht 6. Hamburger 

Lehrpreis 
 

Zum sechsten Mal hat der Senat die Arbeit herausragender Hochschullehrerinnen und -lehrer 

mit dem Hamburger Lehrpreis ausgezeichnet. Die Feierstunde im Lichthof der Staats- und 

Universitätsbibliothek wurde diesmal um Impulsreferate und eine Podiumsdiskussion ergänzt. 

Mit dem Preis werden innovative Lehrleistungen von Professorinnen und Professoren, 

Dozentinnen und Dozenten sowie wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 

sechs staatlichen Hamburger Hochschulen prämiert. Die weitere Stärkung der Lehre ist auch 

Teil der von der Behörde für Wissenschaft und Forschung vorgelegten strategischen 

Perspektiven für die Hochschulen. 

Vom Auflösen von Schreibblockaden über das Einstudieren des Weihnachtsoratoriums bis hin zum 

Einsatz neuer Medien: Die Verleihung des 6. Hamburger Lehrpreises hat erneut das ganze Spektrum 

gelungenen Hochschulunterrichts in Hamburg aufgezeigt. Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee 

Stapelfeldt: „Gute Hochschullehre ist eine Kunst, gute Hochschullehrende sind wahre Künstlerinnen 

und Künstler. Dies will der Hamburger Lehrpreis herausstellen und würdigen. Die Lehre an den 

deutschen Hochschulen hat immer noch nicht den gleichen Stellenwert wie die Forschung. Die Stärke 

der Hamburger Hochschulen im nationalen und internationalen Wettbewerb hängt aber nicht nur von 

den Forschungsleistungen ab, sondern auch von der Qualität der Lehre. Unsere strategischen 

Perspektiven für die Hamburger Hochschulen sehen daher unter anderem vor, dass bei Berufungen 

von Professorinnen und Professoren noch stärker als bisher deren Engagement für die Lehre 

berücksichtigt wird.“ 

Zur Preisverleihung waren in diesem Jahr vier renommierte Hochschulexpertinnen und -experten zu 

Impulsreferaten geladen, unter ihnen Vertreter dreier Hochschulpräsidien sowie der 

Hochschuldidaktiker Prof. Dr. Rolf Schulmeister. Im Anschluss diskutierte die Runde mit Studierenden. 

Für den musikalischen Rahmen sorgten die Musik SwingINGS, die Big Band der Technischen 

Universität Hamburg-Harburg. Durch die Veranstaltung führte die Tagesschau-Moderatorin Kirsten 

Gerhard vom Norddeutschen Rundfunk. 

Die Preisträgerinnen und Preisträger wurden wegen ihrer hohen fachlichen und didaktischen 

Kompetenz ausgezeichnet. Das Vorschlagsrecht für den Lehrpreis lag ausschließlich bei den 

Studierenden. Eine hochschulinterne Jury unter Beteiligung der Studierenden hat die 

Nominierungsvorschläge bewertet. Die Entscheidung über die Preisträgerinnen und Preisträger wurde 

den Hochschulen überlassen. Dies sollte eine offene Diskussion zwischen Lehrenden und 

Studierenden darüber ermöglichen, was gute Lehre ausmacht. 
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Vergeben wurden 15 Einzelpreise über 10.000 Euro, die zum Teil auf mehrere Preisträgerinnen und 

Preisträger aufgeteilt wurden. Insgesamt 20 Gewinnerinnen und Gewinner konnten sich über eine 

Urkunde und das Preisgeld freuen. Alle Preisträgerinnen und Preisträger des 6. Hamburger 

Lehrpreises sind der Anlage zu dieser Pressemitteilung zu entnehmen. 

 

 

 

Rückfragen der Medien: 

Behörde für Wissenschaft und Forschung 

Julia Rauner 

Tel: 040/42863-2339 

E-Mail: julia.rauner@bwf.hamburg.de 

 



 

mailto:julia.rauner@bwf.hamburg.de
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PRESSEINFORMATION 

 

IBA-Springer findet neues Zuhause 

10.000 Euro für gemeinnützige Vereine auf den Elbinseln 
 

An der Außenalster, vor dem Rathaus oder in der HafenCity waren sie 2013 zu finden: Große IBA-

Springer wiesen Touristen wie Hamburgern den Weg in Richtung Wilhelmsburg,  wo die Internationale 

Bauausstellung IBA Hamburg ihre Arbeit und ihre Projekte im Rahmen des Präsentationsjahres 

vorstellte. Einer der Elbspringer wurde zugunsten von zwei lokalen Vereinen in Wilhelmsburg an den 

IBA-Partner und Stiftungsgründer Holger Cassens versteigert. 

 

Hamburg, 7. Juli 2014/iba07 Noch im letzten Jahr standen sie zentral im Hamburger Stadtraum und 
haben für einen Besuch der Elbinseln geworben: die IBA-Springer als drei Meter großes Symbol für 
den Sprung über die Elbe und IBA Hamburg Logo. Nun hat eine der Figuren ein neues Zuhause 
gefunden. Holger Cassens, dessen Mara und Holger Cassens Stiftung sich bereits für IBA-
Veranstaltungen und Projekte eingesetzt hat, ersteigerte die 1,2 Tonnen schwere Figur beim IBA-
Partnerfrühstück. Großzügige 10.000 Euro gehen nun zu gleichen Teilen an den Verein 
Bildungslandschaft Elbinseln e.V. und den Verein zur Förderung von Kunst und Kultur in den 
Veringhöfen e.V. und kommen so zwei Projekten auf den Elbinseln zugute.  
 
„Meine Frau und ich waren schon letztes Jahr von der Figur begeistert. Der dynamische IBA-Springer 
symbolisiert nicht nur den Sprung über die Elbe sondern vor allem das Überwinden von Grenzen im 
Kopf. Das ist uns auch bei der Arbeit unserer Stiftung sehr wichtig“, betont Holger Cassens. 
 
„Diese wichtige Spende wird direkt den Kindern und Jugendlichen in Wilhelmsburg zu Gute kommen. 
Unser Verein hat sich zum Ziel gesetzt, die neuen Bildungshäuser und Netzwerke zu fördern, die die 
Bildungsoffensive Elbinseln im Rahmen der IBA aufgebaut hat. Darüber hinaus unterstützt der Verein 
die Verwirklichung von kleinen Bildungsprojekten wie beispielsweise aktuell ‚Lernen durch Lehren‘ in 
der medialen Geowerkstatt“, so Theda von Kalben, 2. Vorsitzende des Vereins Bildungslandschaft 
Elbinseln. 
 
Auch der Verein zur Förderung von Kunst und Kultur in den Veringhöfen freut sich über die finanzielle 
Unterstützung: „Wir befinden uns gerade im Aufbau und Strukturierung des Vereins. Dafür können wir 
jede Zuwendung gut gebrauchen. Am 23. August starten wir mit einer öffentlichen Galerieveranstaltung 
um den Austausch der über 40 Künstler mit dem Publikum zu fördern. In Zukunft haben wir 
regelmäßige Veranstaltungen geplant“, sagte Ralf-Peter Schmidt, Vorstand des Vereins. 
 

Aktuelles Bildmaterial des Termins finden Sie unter folgendem Link: 
Link: http://iba-hamburg.eyebase.com 
Pin-Code: 9XRhxYWG 
 

Für Rückfragen und Bildmaterial wenden Sie sich bitte an: 
IBA Hamburg GmbH 

Anke Hansing, Pressesprecherin, anke.hansing@iba-hamburg.de, Tel.: 040 / 226 227 330 
Rahel-Katharina Hermann, rahel.hermann@iba-hamburg.de, Tel: 040 / 226 227 203 

oder an presse@iba-hamburg.de       www.iba-hamburg.de 

http://iba-hamburg.eyebase.com/1/webmill.php?id=40&pin=9XRhxYWG&t_show=showpin&page_fail=27&t_pintest=1
mailto:anke.hansing@iba-hamburg.de
mailto:rahel.hermann@iba-hamburg.de
mailto:presse@iba-hamburg.de
http://www.iba-hamburg.de/
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8. Juli 2014/bsu08 

 

Stromaufwärts an Elbe und Bille – Wohnen und 
urbane Produktion in HamburgOst 

Senat legt Pläne zur Entwicklung des Hamburger Ostens vor  

 

Neben der HafenCity, dem „Sprung über die Elbe“ (Elbinseln und Harburger Binnenhafen, 

Elbmosaik und Fischbeker Heidbrook/Gelände der ehemaligen Röttiger-Kaserne) und der Neuen 

Mitte Altona rücken nun auch die urbanen Räume im östlichen Teil Hamburgs in den Fokus 

moderner Stadtentwicklung: Hammerbrook, Borgfelde, Hamm, Horn, Rothenburgsort, Billbrook 

und Billstedt mit Mümmelmannsberg bieten enorme Entwicklungspotenziale für neuen 

Wohnraum, moderne Industrie- und Gewerbestrukturen sowie für die Verbindung von Wasser 

und Grün. Für die Stadtteile eröffnen sich Chancen für eine starke wirtschaftliche Dynamik und 

mehr moderne Lebensqualität. Bürgermeister Olaf Scholz hatte die Behörde für 

Stadtentwicklung und Umwelt und den Oberbaudirektor damit beauftragt, eine übergreifende 

Planung für diesen Teil Hamburgs zu erarbeiten, die unter anderem den Bau von weiteren 

15.000 bis 20.000 Wohnungen vorsieht.   

Ziel des Konzeptes ist es, Arbeiten und Wohnen wieder in einen städtischen Zusammenhang zu 

rücken. Die Planungen werden beispielhaft in elf Fokusräumen konkretisiert. Sie beziehen bereits 

bestehende Projekte mit ein und entwickeln sie weiter. Aus dem erfolgreichen Bündnis für Wohnen 

etwa hat sich die Idee eines Bündnisses für Quartiere entwickelt. Im Fokus steht dabei die 

Mobilisierung von Neubaupotentialen für Wohnen und Gewerbe in den östlichen innenstadtnahen 

Quartieren. Wie auch das bestehende Bündnis für Wohnen soll das Bündnis für Quartiere zwischen 

Senat, den privaten Partnern und dem Bezirk geschlossen werden. Im ersten Schritt soll das Bündnis 

in Rothenburgsort und im südlichen Hamm tätig werden.  

Die bestehenden Quartiere sollen weiter entwickelt und mit Wohnungsneubau ergänzt werden. Neue 

Wohnungen entlasten den Wohnungsmarkt und sollen für Hamburgs wachsende Bevölkerung sowohl 

für Ansässige als auch neu nach HamburgOst ziehende Bürger und Bürgerinnen passende Angebote 

bieten. Ein verbessertes Angebot an Freiräumen, gut ausgestattete und erreichbare Zentren, 

zeitgemäße Bildungseinrichtungen sowie gute Einkaufsmöglichkeiten werden künftig für eine hohe 

Lebensqualität sorgen. 

Der Osten Hamburgs bietet heute Raum für sehr unterschiedliche Arbeitsstätten von der 

Kreativwirtschaft bis zur Industrieproduktion. Für die Industrie- und Gewerbelagen Rothenburgsort und 

Billbrook sollen neue Unternehmen gewonnen werden. Billbrook soll wieder zu einem Magneten für 

moderne Industrieunternehmen werden. Am Billebogen werden Konzepte für die urbane Produktion 

von morgen in neuer städtebaulicher und architektonischer Form entstehen. Die HafenCity Hamburg 

GmbH, die sich als Entwickler des größten innerstädtischen Neubauprojekts, der HafenCity, bewährt 
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hat, soll die erforderliche städtebauliche Entwicklung mit organisieren und insbesondere die 

Entwicklung und Vermarktung des ehemaligen Huckepackbahnhofes Rothenburgsort übernehmen.  

Mit ihren Freiräumen steht den östlichen Stadtquartieren eine besonders wertvolle Ressource zur 

Verfügung: idyllische Ufer an Flussläufen und Kanälen, Parks und Grünzüge. Diese Qualitäten müssen 

zum Teil wieder entdeckt, zugänglicher gemacht und gut gestaltet werden. Durch eine bessere 

Vernetzung der Freiräume in den Quartieren soll mehr  Lebensqualität geschaffen werden. 

Anhand von sechs Handlungsfeldern zeigt das Konzept auf, welche Möglichkeiten der 

Weiterentwicklung der östlichen Stadtteile bestehen. Dabei geht es zum Beispiel um die vielseitige 

Nutzung von Quartieren – etwa durch Ergänzung neuer Wohnangebote, die Neugestaltung öffentlicher 

Räume an Wasserlagen oder die Förderung von Mischnutzungen in ausgewählten Gebieten wie 

Hammerbrook oder Hamm Süd. Dahinter steht die Idee, dass sich Wohnen und urbane Produktion in 

modernen Arbeitswelten gut ergänzen können. Die Zentren – u.a. Billstedt, Horn und 

Mümmelmannsberg – sollen durch private und öffentliche Investitionen gestärkt und aufgewertet 

werden. Das betrifft Bildungs- und Kultureinrichtungen, ebenso wie eine verbesserte Erreichbarkeit mit 

Bus und Bahn, per Rad und zu Fuß. Es gilt, die großen Verbindungsachsen von Ost nach West und 

von Nord nach Süd komfortabel und hochwertig zu gestalten. In den Stadtteilen soll eine optimierte 

Vernetzung zwischen Wohnquartier, Stadtteilzentrum und Quartierspark für kurze Wege sorgen. 

Rothenburgsort und HafenCity werden durch neue Wegeverbindungen enger zusammenrücken. Durch 

umfangreiche Investitionen in den Aus- und Umbau sowie die Sanierung von Schulen werden attraktive 

Lernorte geschaffen, die gut in das Wohnumfeld eingebunden sein werden. In der Zusammenarbeit 

von Bildungsinstitutionen, freien Trägern und der Wirtschaft können neue Stadtteilprojekte entstehen, 

die Angebote und Kompetenzen in der Nachbarschaft entwickeln. 

Mit der heutigen Vorstellung der Pläne soll eine breite öffentliche Diskussion in Gang gesetzt werden, 

die vom Bezirk Hamburg-Mitte und dem Senat organisiert bzw. unterstützt wird. In einem ersten Schritt 

wird es darum gehen, über die vorliegenden Ideen und Planungen zu informieren und Raum für 

Fragen, Vorschläge und Diskussionen zu geben. Laufende Planungen und Projekte werden fortgeführt. 

Die Planungsideen nehmen viele Gedanken und Empfehlungen aus bestehenden Konzepten wie 

denen der Integrierten Stadtteilentwicklung, dem Wohnungsbauprogramm des Bezirks Hamburg-Mitte 

und dem Masterplan Industrie auf, stellen sie aber erstmals in einen gesamtstädtischen 

Zusammenhang. Im September werden die bisher erstellten Pläne und Erläuterungen in einem 

Informationsheft dargestellt. Zum Ende des Jahres sollen im Rahmen einer großen öffentlichen 

Veranstaltung im Format einer Stadtwerkstatt die zentralen Themen der Stadtentwicklung für 

HamburgOst beraten und diskutiert werden.  

Auf der Website www.hamburg.de/stromaufwaerts finden Sie die Pressemappe und weitere Pläne zum 

Download. 

Rückfragen der Medien: 

Jörg Schmoll  Dr. Magnus-Sebastian Kutz 

Stellvertretender Sprecher des Senats  Pressesprecher 

Telefon: (040) 42831-2241  Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

joerg.schmoll@sk.hamburg.de Telefon: (040) 42840-2051 

 magnus-sebastian.kutz@bsu.hamburg.de 

http://www.hamburg.de/stromaufwaerts
mailto:joerg.schmoll@sk.hamburg.de
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PRESSEINFORMATION  

iba08 

Neue Etappe der städtebaulichen Weiterentwicklung im Nordosten Wilhelmsburgs 

Abschluss des Gutachterverfahrens: Wohnen und 
Arbeiten in Georgswerder 
 

Ein städtebauliches Gutachterverfahren zur weiteren Entwicklung des 

Ortsteils Georgswerder in Wilhelmsburg liefert konkrete Visionen. Die im 

Rahmen eines Abschlusskolloquiums mit der Öffentlichkeit diskutierten 

Entwürfe von drei Planungsbüros aus Frankfurt, Berlin und Hamburg 

wurden von einem Auswahlgremium abschließend beraten und die 

Rangreihenfolge festgelegt. In einem nächsten Schritt erfolgt nun die 

Kosten- und Finanzierungsplanung seitens der IBA Hamburg. 

 

 
Hamburg, 8. Juli 2014 – Mit dem öffentlichen Abschlusskolloquium am 7. Juli und einer Entscheidung 
des Auswahlgremiums zum städtebaulichen Gutachterverfahren "Wohnen und Arbeiten in 
Georgswerder" wurde ein wichtiges Etappenziel zur Weiterentwicklung Wilhelmsburgs erreicht. Das 
von der IBA Hamburg GmbH ausgelobte Verfahren diente der Erarbeitung städtebaulicher Entwürfe 
und damit als Grundlage der zukünftigen Planungen für Georgswerder. Die Aufgabe ist die Schaffung 
vieler qualitativ ansprechender Wohnangebote sowie Gewerbeflächen, um einen Zuwachs an 
Werktags- und Wohnbevölkerung zu erreichen. Verbessert werden soll damit auch die vorhandene 
Infrastruktur, insbesondere die Nahversorgung. 
 
Andy Grote, Bezirksamtsleiter Hamburg Mitte: „Mit Abschluss des Gutachterverfahrens sehe ich 
große Möglichkeiten für die Stärkung Georgswerders. Gerne wollen wir diesen Teil Wilhelmsburgs für 
neue Bewohner und Gewerbetreiber öffnen, ohne dabei die Anliegen der bestehenden 
Wohnbevölkerung aus den Augen zu verlieren. Die geplanten zusätzlichen Wohneinheiten und das 
neue Gewerbegebiet können die bestehende dörfliche Struktur stärken und damit sichern.“  
 
Zu den Planungsgebieten im Gutachterverfahren zählen die Georgswerder Kirchenwiese und eine Dreiecksfläche 

südlich der Fiskalischen Straße. Gefragt waren auch städtebauliche Vorschläge für die Idee einer neuen 

Quartiersmitte für Georgswerder. Neues wohnverträgliches Gewerbe soll an der Fiskalischen Straße angesiedelt 

werden und auf dem Planungsgebiet Kirchenwiese bieten sich Potenziale für Einfamilienhäuser und 

Geschosswohnungsbau entlang des Niedergeorgswerder Deichs. Der hier bereits existierende Bebauungsplan 

81 konnte aus wirtschaftlichen Gründen bisher nicht umgesetzt werden. 

 

Der erste Rang für die zwei Teilgebiete Dreieck Fiskalische Straße und den Quartiersplatz wurde an raumwerk 

Architekten aus Frankfurt vergeben. Beim dritten Teilgebiet Kirchenwiese ging der erste Rang an den Entwurf von 

LRW Architekten Hamburg mit einer Empfehlung zur Überarbeitung.  
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IBA-Geschäftsführer Uli Hellweg zu den ausgewählten Entwürfen: 
„Raumwerk Architekten haben eine sehr kreative Lösung für das Gewerbegebiet im Norden von 
Georgswerder entwickelt, die sich gut in den Städtebau und den Landschaftsraum einpasst. Die 
Entwürfe von LRW Architekten für das Gebiet Kirchenwiese bilden eine gelungene Grundlage auf 
deren Basis ein vielfältiges Wohngebiet entwickelt werden kann, das auch die Nachbarschaft zur der 
nahegelegenen Hövel-Siedlung stärkt. Mit dem Gutachterverfahren liegen nun städtebauliche 
Vorschläge auf dem Tisch, die es uns ermöglichen, die weiteren Planungen zu konkretisieren und mit 
den Bürger zu diskutieren.“ 
 
Zum städtebaulichen Gutachterverfahren gehörten drei öffentliche Veranstaltungen, an denen 
interessierte Bürgerinnen und Bürger die Entwürfe der beteiligten Planungsbüros diskutierten. Die 
Basis für die neuen Planungen bildet das „Zukunftsbild Georgswerder 2025“, das im Zuge eines im 
Jahr 2012 von der Internationalen Bauausstellung IBA Hamburg durchgeführten 
Bürgerbeteiligungsverfahrens entstanden ist. 
 
Zum Auswahlgremium gehörte auch Helga Schors vom Arbeitskreis Georgswerder: 
„Alle drei Planungsbüros haben die Zeit zwischen Zwischenkolloquium und Abschlusspräsentation 
sinnvoll genutzt und Vorschläge der Bürger eingearbeitet. Dadurch waren wir jetzt auch in der Lage 
Entscheidungen zu treffen, wobei beim Baugebiet Kirchenwiese noch Überarbeitungsbedarf ist. Wir 
freuen uns, dass wir für dieses Teilgebiet in die weiteren Überarbeitungen und Planungen mit 
einbezogen werden.“  
 
Noch bis zum 27. Juli 2014 werden alle Entwürfe der drei Planungsbüros auf dem IBA DOCK 
präsentiert. Das IBA DOCK ist täglich von 10 bis 18 Uhr geöffnet.  
 
 
 
 
Aktuelles Bildmaterial zum städtebaulichen Gutachterverfahren finden Sie unter folgendem 
Link: http://iba-hamburg.eyebase.com 
 
Bitte nutzen Sie dazu den Pin-Code: rU4mkLAu 
 
 
 
 
 
Für Rückfragen und Bildmaterial wenden Sie sich bitte an IBA Hamburg GmbH: 
Anke Hansing, Pressesprecherin, anke.hansing@iba-hamburg.de, Tel.: 040 / 226 227 330 
Rahel-Katharina Hermann, rahel.hermann@iba-hamburg.de, Tel: 040 / 226 227 203 
 
Informationen zu den aktuellen Projekten: www.iba-hamburg.de/2014 
 

http://iba-hamburg.eyebase.com/1/webmill.php?id=40&pin=rU4mkLAu&t_show=showpin&page_fail=27&t_pintest=1
mailto:anke.hansing@iba-hamburg.de
mailto:rahel.hermann@iba-hamburg.de


 

19 

 

8. Juli 2014/kb08 

 

Aufarbeitung des „kolonialen Erbes“  

Neustart in der Erinnerungskultur unter Einbeziehung der Partnerschaft mit 

Dar es Salaam  

 

 

Der Senat hat in seiner heutigen Sitzung die Entwicklung eines umfassenden wissenschaftlich 

ausgearbeiteten Erinnerungskonzeptes zur Aufarbeitung des kolonialen Erbes in Hamburg 

beschlossen. Dieses Erinnerungskonzept bezieht die Städtepartnerschaft mit Dar es 

Salaam/Tansania und die historischen Zeugnisse in Jenfeld ein. Es beantwortet damit ein 

Ersuchen der Bürgerschaft vom Juni 2013.  

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Als Hafen- und Handelsmetropole hat Hamburg eine 

besondere Verpflichtung und ein besonderes Interesse, das koloniale Erbe aufzuarbeiten. Durch die 

Städtepartnerschaft zwischen den Städten Hamburg und Dar es Salaam, die 2010 unterzeichnet 

wurde, ist auch die Aufarbeitung der Kolonialgeschichte noch einmal stärker in das Bewusstsein 

gerückt. Wir werden uns der Geschichte mit mehreren Initiativen stellen, und diese große 

Herausforderung als gesamtstädtische Aufgabe in Kooperation mit verschiedenen Behörden in Angriff 

nehmen.“  

Unter anderem sind grundlegende Forschungsarbeiten geplant. Die Entwicklung soll unter 

Berücksichtigung der Forschungsergebnisse kontinuierlich weiter vorangetrieben werden. Bei dem 

sogenannten Geschichtsgarten in Jenfeld im Zusammenhang mit dem Askari Relief ist eine 

Kontextualisierung der Denkmäler notwendig.  

Zur Erarbeitung eines „hamburgweiten postkolonialen Erinnerungskonzeptes“ sind unter anderem 

folgende Elemente einer wissenschaftlichen Aufarbeitung vorgesehen: 

1. Ab 2014 soll für drei Jahre eine Forschungsstelle „Hamburgs (post)koloniales Erbe / Hamburg und 

die frühe Globalisierung“ an der Universität Hamburg, Historisches Seminar, Bereich Außereuropa, 

eingerichtet werden. Ihre Aufgabe:  

a. Erstellung einer Bibliographie zum Kolonialen Erbe Hamburgs,  

b. Organisation von Vorträgen und Ringvorlesungen zum Thema und  

c. Erarbeitung eines Sammelbandes zum Thema „Hamburg und die frühe Globalisierung. 

Koloniale Erinnerungsorte der Hansestadt“. 

2. Herr Prof. Dr. Zimmerer, Universität Hamburg, wird 2014 durch eine Informationsreise nach Dar es 

Salaam die Möglichkeiten für wissenschaftliche Kooperationen ausloten.  

3. Eine wissenschaftliche Tagung ist für 2015 geplant, um die Thematik mit Partnern aus Tansania, 

anderen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und engagierten Gruppen vor Ort zu 

diskutieren. 
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4. Ein Tandempromotionsprogramm zwischen den Universitäten Dar es Salaam und Hamburg soll von 

2015 bis 2017 die wissenschaftliche Zusammenarbeit verstärken. Jeweils eine Doktorandin oder ein 

Doktorand aus Hamburg und Tansania werden im Rahmen von Dissertationen die deutsch-

tansanische Geschichte wissenschaftlich aufarbeiten. 

Für die künftige Gestaltung der historischen Zeugnisse in Jenfeld schlägt der Senat vor:  

1. die vorliegenden und von einem Beirat erarbeiteten Texte zu kürzen und unter Einbeziehung von 

Museumspädagogen fertigzustellen,  

2. auf dieser Grundlage zur Kontextualisierung der Denkmäler in Wandsbek Informationstafeln 

aufzustellen und  

3. bis 2021 die Finanzierung für den Unterhalt und die gärtnerische Pflege des Parks zu sichern. 

 

Rückfragen der Medien: 

 

Enno Isermann 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 207 

enno.isermann@kb.hamburg.de  

mailto:enno.isermann@kb.hamburg.de
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9. Juli 2014/kb09 

 

Neue Residenzwohnung im Achterhaus in der 
Ruhrstraße geschaffen  

Kulturbehörde fördert mit Stipendien für auswärtige Künstlerinnen und 

Künstler den künstlerischen Austausch 

 

 

Ab 2015 erhalten Hamburger Institutionen, Gruppen und Vereine die Möglichkeit, ausländische 

Künstlerinnen und Künstler aus dem Bereich Bildende Kunst für einen Aufenthalt in der neu 

geschaffenen Ateliergemeinschaft Achterhaus in der Ruhrstraße 88 vorzuschlagen und ihnen 

die Arbeit an künstlerischen Projekten in Hamburg zu ermöglichen.  

Im Rahmen des Programms stellt die Kulturbehörde vom 1. Januar bis 31. März 2015 eine neu 

eingerichtete Residenzwohnung in der Ateliergemeinschaft Achterhaus für ein- bis drei-monatige 

Stipendienaufenthalte zur Verfügung. Zusätzlich zur mietfreien Nutzung der Wohnung erhalten die 

Künstlerinnen und Künstler für die Dauer ihres Aufenthaltes von der Kulturbehörde ein monatliches 

Stipendium in Höhe von 1.000 Euro sowie einen einmaligen Reisekostenzuschuss in Höhe von 

maximal 1.000 Euro. 

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Mit dem Achterhaus-Stipendium wollen wir Künstlerinnen 

und Künstlern neuen Raum für ihr kreatives Schaffen bieten. Eine Stadt wie Hamburg braucht Orte für 

Austausch und Begegnung mit anderen Kulturen, um den Blick zu weiten und das eigene Schaffen 

reflektieren zu können. In fremdem Umfeld an Projekten zu arbeiten und Netzwerke zu spinnen, macht 

Residenzprogramme auch für die gastgebende Stadt wertvoll und wichtig.“ 

Künstlerinnen und Künstler können von Hamburger Institutionen, Gruppen oder Vereinen 

vorgeschlagen werden, wobei die Vorschläge jeweils an ein Arbeits- bzw. Projektvorhaben geknüpft 

sein sollten, das in der Bewerbung dargestellt werden muss. Die vorschlagende Institution oder Gruppe 

verpflichtet sich zur Betreuung des Gaststipendiaten und bemüht sich, ihm Präsentations- 

beziehungsweise Ausstellungsmöglichkeiten zu vermitteln.  

Das Achterhaus wurde 2013 gegründet und befindet sich im ehemaligen Verwaltungssitz einer 

Tapetenfabrik im Stadtteil Bahrenfeld - einem von Industrie und Wohngebieten geprägten Quartier, das 

zunehmend Kunst- und Kulturschaffende lockt. Bewirtschaftet vom Verein Achterhaus 

Ateliergemeinschaft e.V., beherbergt es neben der Residenzwohnung derzeit 34 Künstlerinnen und 

Künstler in 25 teils gemeinschaftlich genutzten Arbeitsräumen.  

Die Wohnung wird drei Monate im Jahr von der Kulturbehörde für das nun ausgeschriebene 

Stipendium, sechs Monate im Rahmen des Residenzprogramms mit der Stadt Zürich und weitere drei 
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Monate im Jahr von der Ateliergemeinschaft Achterhaus belegt. Nach dem Schweizer Künstler Mathis 

Altmann wird die israelische Künstlerin Ayelet Ben Dor von Oktober bis Dezember 2014 in der 

Ruhrstrasse zu Gast sein. 

Institutionen, Gruppen und Vereine sind eingeladen, bis zum 12. September 2014 Vorschläge für 

Künstlerinnen und Künstler einzureichen. Weitere Informationen zu der Ausschreibung sind hier zu 

finden: http://www.hamburg.de/kulturbehoerde/stipendien  

 

Rückfragen der Medien: 

 

Enno Isermann 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 207 

enno.isermann@kb.hamburg.de  

http://www.hamburg.de/kulturbehoerde/stipendien
mailto:enno.isermann@kb.hamburg.de
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10. Juli 2014/kb10 

 

Bert Antonius Kaufmann als Kaufmännischer 
Direktor der Deichtorhallen Hamburg bestätigt  

Sanierung der Halle für aktuelle Kunst soll genutzt werden, um weitere 

Besucher und Partner für die Deichtorhallen zu gewinnen  

 

Der Aufsichtsrat der Deichtorhallen Hamburg GmbH hat sich gestern einstimmig dafür 

ausgesprochen, Bert Antonius Kaufmann ab Juni 2015 für weitere fünf Jahre zum 

Kaufmännischen Direktor der Deichtorhallen Hamburg (Haus der Photographie, Halle für 

aktuelle Kunst, Sammlung Falckenberg) zu bestellen. Der Vertrag wurde im Anschluss an die 

Sitzung von der Vorsitzenden des Aufsichtsrates Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler und 

Herrn Kaufmann unterzeichnet. 

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Der Aufsichtsrat hat mit dem Beschluss den Weg frei 

gemacht, dass die überaus erfolgreiche Arbeit des Geschäftsführungsteams mit Bert Antonius 

Kaufmann als Kaufmännischen Direktor der Deichtorhallen und Dirk Luckow als Intendant fortgeführt 

werden kann. Herrn Kaufmann ist es mit Sachverstand und großem Engagement gelungen, das 

künstlerisch ambitionierte Ausstellungshaus wirtschaftlich sehr erfolgreich weiterzuentwickeln. Auch 

trägt Herr Kaufmann maßgeblich dazu bei, dass die Zusammenarbeit mit den beiden Sammlern F.C. 

Gundlach und Harald Falckenberg den Ruf der Deichtorhallen als Ausstellungshaus von 

internationalem Rang stärkt und weiterentwickelt.“  

Bert Antonius Kaufmann: „Meine ersten Jahre bei den Deichtorhallen waren von der wirtschaftlichen 

Konsolidierung und dem Aufbau neuer Kooperationen geprägt, die die Neuausrichtung und Belebung 

aller drei Ausstellungsorte unter der Dachmarke ‚Deichtorhallen Hamburg‘ beflügelt haben. Ich freue 

mich auf die Entwicklungsmöglichkeiten, die sich infolge der Sanierung der Halle für aktuelle Kunst 

ergeben werden. Mein Ziel ist es, diese Impulse zu nutzen, um weitere Besucherkreise und Partner 

aus der Wirtschaft für die Deichtorhallen zu gewinnen und zu begeistern." 

Der Diplomkaufmann Bert Antonius Kaufmann wurde 1965 in Siegen geboren und verfügt über 

langjährige Berufserfahrung im Kunst- und Museumsbereich. Nach beruflichen Stationen im 

Kultursponsoring der weltweit agierenden Werbe- und Marketingagentur BBDO Germany (1992-1998) 

und als Leiter Kommunikation der Stiftung Museum Kunstpalast in Düsseldorf (1998-2007) war Herr 

Kaufmann als Geschäftsführer des Museums Frieder Burda in Baden-Baden tätig, bevor er im Juni 

2010 die kaufmännische Geschäftsführung der Deichtorhallen Hamburg GmbH übernahm. Seit 2010 

verantwortet er zudem die Geschäfte der Triennale der Photographie Hamburg und ist seit Januar 

2014 Geschäftsführer der Kunstmeile Hamburg. 
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Rückfragen der Medien: 

 

Enno Isermann 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 207 

enno.isermann@kb.hamburg.de  

mailto:enno.isermann@kb.hamburg.de
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10. Juli 2014/kb10a 

Hamburger Schriftsteller Matthias Politycki wird 
Writer in Residence in Osaka  

Hamburg und Osaka entwickeln gemeinsame Kulturprojekte zum 

25jährigen Jubiläum der Städtepartnerschaft  

 

Hamburg und Osaka feiern 2014 das 25jährige Jubiläum ihrer Städtepartnerschaft. Dies hat die 

Kulturbehörde Hamburg zum Anlass genommen, gemeinsam mit der Stadtregierung Osaka und 

dem dortigen Goethe-Institut eine Reihe von gemeinsamen Kulturprojekten zu entwickeln.  

Ein Schwerpunktprojekt ist eine im Dezember 2013 vereinbarte Stadtschreiberschaft eines Hamburger 

Autors in Osaka. Gastgeber ist dabei die Osaka City University, langjähriger Partner der ebenfalls an 

dem Projekt beteiligten Japanologie der Universität Hamburg. Finanziert und ermöglicht wird der 

insgesamt mit 5.000 Euro dotierte Aufenthalt gemeinsam von der City University, der Stadtregierung 

Osaka, dem Goethe-Institut und der Kulturbehörde Hamburg.  

Der mit zahlreichen Preisen ausgezeichnete Hamburger Schriftsteller Matthias Politycki (zuletzt von 

ihm erschienen „Samarkand Samarkand“, Hoffmann und Campe 2013) wird vom 15. September bis 

zum 20. Oktober in Osaka leben und arbeiten. Die City University und das Goethe-Institut Osaka 

haben zahlreiche Lesungen und Vorträge mit ihm geplant. Dazu werden repräsentative Ausschnitte 

seines Werkes ins Japanische übersetzt.  

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Städtepartnerschaften leben ganz wesentlich von 

zwischenmenschlichem Austausch und der Beschäftigung mit dem Alltag der jeweils anderen Stadt. 

Mit Matthias Politycki wird ein renommierter Hamburger Schriftsteller in unserer Partnerstadt Osaka 

vertreten sein. Die Vielfältigkeit seines Werkes und die Aufgeschlossenheit und Neugier seiner Person 

machen ihn zum idealen Repräsentanten unserer Stadt.“   

Matthias Politycki: „Ich freue mich sehr, nach so vielen Jahren erneut Japan besuchen zu dürfen und 

bin besonders gespannt, mit welchen neuen literarischen Anregungen ich nach Hause zurückkehren 

werde.“   

Der 1955 in Karlsruhe geborene und seit 1990 in Hamburg lebende Schriftsteller Matthias Politycki hat 

sich bereits in einem seiner ersten Romane („Taifun über Kyoto“, Luchterhand 1993) mit Japan 

auseinandergesetzt. Sein Werk erscheint seit 2001 im Hamburger Verlag Hoffmann und Campe.  

http://www.matthias-politycki.de  

Rückfragen der Medien: 

Enno Isermann 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 207 

enno.isermann@kb.hamburg.de  

http://www.matthias-politycki.de/
mailto:enno.isermann@kb.hamburg.de
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11. Juli 2014/kb11 

 

Balkenhols „Männer auf Bojen“ kommen nach 
Generalsanierung wieder auf ihre Plätze 

Drei der vier beliebten Kunstwerke von Stephan Balkenhol wurden 

grundlegend saniert 

 

 

Seit 1993 stehen die „Vier Männer auf Bojen“ von dem Hamburger Künstler Stephan Balkenhol 

stoisch im Wasser und lassen ihren Blick in die Ferne schweifen. Jetzt wurden drei der vier 2,40 

Meter großen Kunstwerke grundlegend saniert und werden nach einer längeren Winterpause 

wieder ihre festen Plätze einnehmen. Die „Bojenmänner“ von der Elbe kommen am Montag an 

ihre Stammplätze, der Mann von der Alster am kommenden Donnerstag. Bei den zwei 

„Bojenmännern“ aus der Süderelbe in Harburg und der Elbe nahe des Museumshafen 

Övelgönne wurden unter anderem erstmals die Tonnen restauriert, die ihnen Halt auf dem 

Wasser geben.  

Stephan Balkenhol hat die „Vier Männer auf Bojen“ 1993 im Auftrag der Kulturbehörde geschaffen. Die 

Figuren aus Eichenholz sind auf Flachwassertonnen montiert und an verschiedenen Orten im Wasser 

installiert. Sie werden jeden Winter eingeholt und kleinere Schäden werden ausgebessert. Dieses Jahr 

sind zwei der „Vier Männer auf Bojen“, die vom Wetter stark angegriffen waren, erstmals für rund 

15.000 Euro grundlegend saniert worden. Die Arbeiten an den Bojen wurden im Rahmen der 

Ausbildung und Umschulung bei „Jugend in Arbeit gGmbH“ auf der Harburger Schlossinsel 

durchgeführt.  

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Die ‚Vier Männer auf Bojen‘ sind inzwischen weit über 

Hamburgs Grenzen hinaus bekannt und beliebt. Mit grenzenloser Gelassenheit treiben die vier Männer 

seit über zwanzig Jahren auf schwankenden Bojen im Hamburger Wasser. Dank der grundlegenden 

Sanierung durch ‚Jugend in Arbeit‘ können die Männer nun wieder Wind und Wetter trotzen und ihren 

Blick unbesorgt in die Ferne schweifen lassen.“  

Bei dem „Bojenmann“ aus der Alster wurde dieses Jahr die Holzfigur saniert. Sein Kollege im 

Bergedorfer Serrahn soll im kommenden Winter grundlegend saniert werden. 

 

Rückfragen der Medien: 

Enno Isermann 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 207, enno.isermann@kb.hamburg.de  

mailto:enno.isermann@kb.hamburg.de
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Landesvertretung Hamburg, 10.7.2014/lv10 

 

An der 924. Sitzung des Bundesrates am 11. Juli 2014 nehmen 

der Erste Bürgermeister Olaf Scholz, Senatorin Prof. Barbara 

Kisseler und Staatsrat Wolfgang Schmidt teil. 

 
Die Tagesordnung umfasst 62 Punkte.  

 

I  Reden im Bundesrats-Plenum 

II Hamburger Initiativen  

III Hamburger Positionen 
 

 

Am Freitag tritt die Länderkammer zu ihrer letzten Sitzung vor der parlamentarischen Sommerpause 

zusammen. Darin berät sie abschließend über viele wichtige Vorhaben der Bundesregierung; unter 

anderem über die Einführung des Mindestlohns, große Teile der Energiewende sowie über Reformen 

die Lebensversicherungen und Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung betreffend. 

 

I  Reden 
 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz wird bei der morgigen Sitzung zwei Reden halten. 

Zunächst wird er zur Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns im Plenum 

sprechen  (TOP 44). Die Debatte zum Mindestlohn findet zu Beginn der Plenarsitzung, direkt nach der 

Abstimmung über den Bundeshaushalt 2014, statt (voraussichtlich kurz nach 9.30 Uhr). Ferner wird 

Olaf Scholz die Hamburger Initiative zum Sportlärm (TOP 53 und 8) vorstellen und um Zustimmung 

werben (wird voraussichtlich als  

vierter Tagesordnungspunkt aufgerufen).  

 

 

Hinweis: Bundesrat Livestream und Mediathek 

Die Plenarsitzung der Länderkammer wird am Freitag ab 9:30 Uhr live auf www.bundesrat.de 

übertragen. Im Laufe des Vormittags stehen die einzelnen Redebeiträge zudem in der Mediathek zum 

Download bereit. 

 

 II Hamburger Initiativen  
 

Sport in der Großstadt: Hamburg will Verordnung zum Sportlärm novellieren 

http://www.bundesrat.de/
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Mitreißender Jubel auf dem Bolzplatz verträgt sich manches Mal nur wenig mit dem individuellen 

Ruhebedürfnis der unmittelbaren Anwohnerinnen und Anwohner. Ganz so gewaltig, wie der Jubel um 

den voraussichtlichen WM-Sieg Deutschlands am kommenden Sonntag, fällt das Anfeuern im 

alltäglichen Vereinssport in der Regel zwar nicht aus; dennoch müssen Sportvereine in den Städten 

zunehmend ihren Trainings- und Spielbetrieb nach geltendem Recht einschränken. Auch wenn sie 

quasi zuerst da waren. Das Problem entwickelt sich überwiegend in Großstädten wie Hamburg, in 

denen durch Nachverdichtung der dringend benötigte Wohnraum geschaffen wird. Mitunter wachsen 

Wohngebiete so an bestehende Sportplätze heran. Um langfristig dennoch zu einem fairen Ausgleich 

zwischen den Interessen von Sporttreibenden und Anwohnerinnen und Anwohnern zu kommen, hat 

Hamburg eine Initiative zur Änderung der sogenannten Sportanlagenlärmschutz-Verordnung in den 

Bundesrat eingebracht. Hauptziel ist es, auch künftig Sport in Wohngebieten zu ermöglichen. Da eine 

starre Regelung hier nicht greifen würde, sollten die Länder mit einer Länderöffnungsklausel die 

Möglichkeit erhalten, die Situation vor Ort spezifisch zu regeln – egal ob auf dem Lande oder in der 

Großstadt. Am Freitag soll darüber sofort in der Sache entschieden werden. Dazu sagt Hamburgs 

Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt, Jutta Blankau: „Wir wollen möglichst nicht auf der 

grünen Wiese bauen, sondern Nachverdichtung in den Städten. Das darf jedoch nicht zur Vertreibung 

von Sportstätten aus dem innerstädtischen Raum in die Randlagen führen. Mit der vorgeschlagenen 

Novellierung, sollen insbesondere die Trainingsmöglichkeiten am Abend verlängert und ein 

angemessener Punktspielbetrieb am Wochenende ermöglicht werden.“ Beispielsweise sollte deshalb 

bei der Umwandlung von Grandplätzen in Kunststoffrasenplätze der sogenannte Altanlagenbonus 

erhalten bleiben, wenn Wohngebiete an bestehende Sportanlagen heranwachsen. Außerdem sollte in 

Zukunft bei Sportlärm wie bei Verkehrslärm auch passiver Lärmschutz berücksichtigt werden können. 

Hamburgs  

Senator für Inneres und Sport, Micheal Neumann, hat diese Initiative mit seiner Kollegin Blankau 

auf den Weg gebracht: „Sport muss auch in der Nachbarschaft möglich sein. Die Entscheidung, wie 

das sportliche und gesellschaftliche Zusammenleben im städtischen Raum geregelt werden soll, muss 

vor Ort getroffen werden können.“  

 

II Hamburger Positionen 

 

Der Mindestlohn kommt: Länder stimmen mit großer Mehrheit für Tarifpaket  

Ab kommenden Januar wird in Deutschland ein gesetzlicher Mindestlohn von mindestens 8,50 Euro 

pro Stunde gelten. Mit voraussichtlich breiter Mehrheit wird die Länderkammer dem Gesetz der 

Bundesregierung zur Stärkung der Tarifautonomie zustimmen. „Der Mindestlohn kommt. Ausnahmslos 

für alle Branchen und damit umfassender, als das manche von der Berliner Koalition erwartet haben“, 

sagt Hamburgs Erster Bürgermeister, Olaf Scholz. Dabei sei der Mindestlohn kein Triumph des 

einen politischen Lagers über das andere, „sondern ein Sieg der Vernunft“, so Scholz. Bis zuletzt 

wurde noch um die Details der Ausgestaltung gerungen. Danach wird es beispielweise für einige 

Bereiche Übergangsregelungen bis Ende 2016 geben. Spätestens jedoch ab Januar 2017 gilt der 

Mindestlohn für alle Branchen und Regionen. Für Olaf Scholz, ist der Mindestlohn ein „überfälliges 

Gebot der Moral“. Etwa 10 Jahre wurde debattiert. Mehrere Anläufe, auch seitens des Bundesrates, 

waren gescheitert. Hamburg ist deshalb im Frühsommer letzten Jahres mit einem eigenen 

Landesmindestlohn von 8,50 Euro für alle städtischen Unternehmen vorangeschritten. Mit dem nun 

bundesweit geltenden Mindestlohn gewinnen laut Scholz sowohl die Beschäftigten als auch die 

Arbeitgeber. „Und es gewinnt die gesamte Gesellschaft“, so der Bürgermeister weiter, „weil endlich das 
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fatale Signal gestoppt wird, dass man trotz harter Arbeit nicht von seinem Einkommen leben kann.“ 

Aus diesem Grund sieht Scholz im Mindestlohn einen ersten Schritt, bei dem es nicht bleiben darf. 

Daneben brauche es ebenso bundesweite Regelungen gegen den Missbrauch von Leiharbeit und für 

eine Entlohnung nach dem Prinzip ‚gleicher Lohn für gleiche Arbeit‘.  

 

Energiewende: Bundesrat macht den Weg frei für EEG-Reform 

Die Novelle des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) kann, wie geplant, am 1. August 2014 in Kraft 

treten. Eine voraussichtlich große Mehrheit der Länder wird am Freitag das Gesetz in der vom 

Bundestag beschlossenen Fassung befürworten und nicht den Vermittlungsausschuss anrufen. Ziel 

der Reform ist es, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung stetig zu erhöhen, dabei 

den Anstieg der Stromkosten zu begrenzen und die Sicherheit der Energieversorgung in Deutschland 

unter Berücksichtigung der Europäischen Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien zu gewährleisten. 

Hierzu werden die bestehenden Überförderungen bei der Einspeisevergütung abgebaut, Vergütungen 

abgesenkt und Boni gestrichen sowie die Höhe der Förderung marktgerechter ermittelt. Mit dem neuen 

EEG werden darüber hinaus künftig alle Stromverbraucher in angemessener Weise an den Kosten 

beteiligt, ohne die internationale Wettbewerbsfähigkeit der stromintensiven Industrie zu gefährden. 

Hamburg sieht die Reform des EEG als notwendige Voraussetzung für das Gelingen der 

Energiewende. Sowohl in Vorverhandlungen zwischen Bund und Ländern als auch im gesamten 

Gesetzgebungsverfahren hat sich Hamburg deshalb mit den norddeutschen Ländern für den weiteren 

Ausbau der Offshore-Windenergie eingesetzt. Konkret wurden u.a. Verbesserungen bei der 

Flexibilisierung des vorgesehenen Ausbaudeckels und eine praktikable Entziehung von 

Netzanschlusskapazitäten bei stagnierenden Projekten im Bereich Offshore Windenergie sowie eine 

Nettobetrachtung beim Ausbaupfad für die Onshore-Windenergie erreicht. Dazu sagt Hamburgs 

Umweltsenatorin Jutta Blankau: „Auch wenn sich die Länder nicht in allen Punkten wie z.B. der 

Stichtagsregelung oder der verpflichtenden Ausschreibung ab 2017 durchsetzen konnten; die nun 

beschlossene Fassung des EEG bildet eine gute Basis für den weiteren Ausbau der Erneuerbaren 

Energien. Dabei hat besonders die Windenergie neben der eigentlichen Stromerzeugung ein großes 

industrielles Potenzial, das in Hamburg und Norddeutschland bereits zahlreiche neue Arbeitsplätze 

geschaffen hat. Um die Kosten insbesondere im Bereich der Offshore-Windenergie zu senken, 

brauchen wir verlässliche langfristige Rahmenbedingungen.“ Mit Blick auf die neuen Rabatt-

Regelungen für stromintensive Unternehmen bei der Ökostrom-Umlage ergänzt Hamburgs 

Wirtschaftssenator Frank Horch: „In Hamburg sind viele große Unternehmen der Metallindustrie 

tätig. Diese energieintensive Industrie ist dem internationalen Wettbewerb so stark ausgesetzt, das die 

Preisbildung für ihre Produkte ausschließlich an internationalen Börsen erfolgt und sie somit keine 

Kosten an den Kunden weitergeben können. Um auch diese Unternehmen konkurrenzfähig zu halten, 

ist die moderate Ausnahmeregelung im EEG angemessen. So sichern wir den Erhalt der Arbeitsplätze 

und der Wertschöpfungskette in Deutschland.“ Nicht durchsetzen konnten sich Hamburg und 

Schleswig-Holstein mit ihrer Forderung zur Begrenzung der EEG-Umlage für die umweltfreundliche 

Energieversorgung von Schiffen durch Landstrom bzw. sogenannte Power Bargen (‚schwimmende 

Kraftwerke‘). Der derzeit auf den Schiffen durch Hilfsdiesel und Generatoren erzeugte ‚schmutzige‘ 

Strom bleibt damit billiger als die Versorgung mit Landstrom.  

 

Windräder in Wohnortnähe: Länder können Mindestabstände künftig selbst festlegen 

Durch eine Änderung des Baugesetzbuches soll es den Ländern künftig individuell ermöglicht werden, 

den angemessenen Abstand von Windenergieanlagen und Wohnhäusern zu definieren. Dies sieht ein 
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Gesetz der Bundesregierung vor, welches am Freitag vom Plenum der Länderkammer abschließend 

beraten wird. Im ersten Beratungsdurchgang hatte der Bundesrat den entsprechenden Entwurf 

zunächst abgelehnt, da eigentlich kein Bedarf für eine Länderöffnungsklausel gesehen wird. In der 

morgigen Sitzung wird aller Voraussicht nach jedoch nicht der Vermittlungsausschuss angerufen. Das 

Gesetz kann somit zum 1. August 2014 in Kraft treten. Damit wird die entsprechende Vereinbarung des 

Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD umgesetzt. 

 

Länderkammer befürwortet Reform des Lebensversicherungsrechts 

Mit der Reform des Lebensversicherungsrechts will die Bundesregierung auf die Folgen der derzeit 

bestehenden Niedrigzinsphase reagieren. Dabei sollen zur Stabilisierung, der in Deutschland mit rund 

90 Millionen Verträgen traditionellen Altersvorsorge, alle Seiten einen Beitrag leisten: die 

Versicherungsunternehmen, deren Anteilseigner, der Versicherungsvertrieb und auch die Versicherten 

selbst. Aus Sicht Hamburgs ist dies eine ausgewogene Lösung. Der Versuch, die Belastungen der 

historisch niedrigen Zinsen einseitig auf die Versicherten abzuwälzen, hatte der Bundesrat in der 

letzten Legislaturperiode im Rahmen eines Vermittlungsverfahrens verhindert (Vermittlungsausschuss 

vom 26. Februar 2014). Das nun von der Großen Koalition vorgelegte Gesetz wird der Bundesrat 

mehrheitlich als tragfähigen Kompromiss befürworten, wenngleich sich die Länderkammer mit einigen 

Verbesserungsvorschlägen nicht durchsetzen konnte.    

 

Künstlersozialabgabe: Bundesrat berät abschließend über Maßnahmen zur Stabilisierung  

Der Abgabesatz für Unternehmen zur Künstlersozialkasse (KSK) ist innerhalb kürzester Zeit von 3,9 

auf 4,1 Prozent im vergangen Jahr und schließlich auf 5,2 Prozent in diesem Jahr gestiegen. Damit 

sollte der finanziellen Schieflage der europaweit einmaligen Versicherung für Kreative begegnet 

werden. Diese resultiert jedoch auch aus dem Fakt, dass viele Unternehmen ihrer Abgabepflicht nicht 

nachkommen. Dem soll nun durch stärkere Kontrollen begegnet werden. Das entsprechende Gesetz 

der Bundesregierung wird die Länderkammer am Freitag voraussichtlich einstimmig passieren. Dabei 

hat das Gesetz nicht nur zum Ziel, einen weiteren Anstieg des Abgabesatzes zu vermeiden; auch soll 

unter den abgabepflichtigen Unternehmen mehr Abgabegerechtigkeit hergestellt werden. Zur Zahlung 

verpflichtet sind all diejenigen, welche von der Arbeit der Künstlerinnen und Künstler profitieren, also 

Aufträge an diese vergeben. Dadurch werden 30 Prozent der KSK finanziert. 20 Prozent übernimmt 

der Bund und die Hälfte der Vorsorgebeiträge, ähnlich einem Arbeitnehmer, zahlen die Künstlerinnen 

und Künstler selbst. 

 

Spätes Zeichen der Anerkennung: Bundesrat begrüßt Nachzahlung für Ghetto-Beschäftigte 

Ehemalige Verfolgte des Nationalsozialismus, die in einem Ghetto beschäftigt waren, sollen ihre Rente 

rückwirkend ab dem Jahr 1997 erhalten. Dies forderte der Bundesrat bereits im September 

vergangenen Jahres (BR-Beschluss 549/13). Es sei überfällig, so die Länder, dass die Lücke in der 

Berücksichtigung rentenrechtlicher Beitragszeiten geschlossen werde. Dem ist der Bundestag nun 

gefolgt und hat ein entsprechendes Gesetz zur Nachzahlung von Renten für ehemalige jüdische 

Arbeiterinnen und Arbeiter in nationalsozialistischen Ghettos auf den Weg gebracht. Zwar haben die 

noch lebenden Opfer mit dem 2002 beschlossenen Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus 

Beschäftigungen in einem Ghetto einen Anspruch auf eine gesetzliche Rente ab 1997 erhalten. Viele 

Anträge zu dieser sogenannten „Ghettorente“ wurden jedoch zunächst abgelehnt und erst nach der 

geänderten Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes im Jahr 2009 erneut geprüft. Bei den 



 

31 

nachträglich positiv beschiedenen Anträgen wurde die Rente allerdings nur ab dem Jahr 2005 gezahlt, 

und nicht, wie ursprünglich vorgesehen, ab dem Jahr 1997. Der Grund hierfür ist eher 

verwaltungstechnischer Natur. So ist die Rücknahme eines nicht begünstigten Verwaltungsaktes nach 

SGB X nur vier Jahre lang möglich. Etwa 22.000 noch lebende NS-Opfer sind davon betroffen. Dieser 

Ungerechtigkeit wird mit dem nun vorgelegten Gesetz endlich begegnet. Der Bundesrat befürwortet 

diesen einstimmig. 

 

TTIP: Hamburg setzt sich für ausgewogene Regeln zum Investitionsschutz ein 

Das geplante Handels- und Investitionsabkommen zwischen der Europäischen Union und den USA 

(kurz TTIP für ‚Transatlantic Trade and Investment Partnership‘) wird derzeit intensiv diskutiert. Zu 

Recht, denn TTIP würde weitreichende Auswirkungen auf beiden Seiten des Atlantiks haben. Ein 

besonderes Augenmerk der Diskussionen liegt dabei auf den Regelungen zum Investorenschutz sowie 

den sogenannten Investor-Staats-Schiedsgerichtsverfahren (kurz ISDS für ‚Investor State Dispute 

Settlement‘), womit Unternehmen besondere Klagerechte gegen Staaten vor privaten Schiedsgerichten 

eingeräumt würden. Investitionsschutzkapitel sind üblicher Bestandteil von bilateralen 

Investitionsschutzverträgen und weltweit in rund 3.000 derartigen Verträgen enthalten; Deutschland 

selbst hat über 130 solcher Verträge geschlossen, in der EU sind es ca. 1.400. Nach Auffassung von 

Hamburg und weiteren Ländern sind jedoch spezielle Investitionsschutzvorschriften und 

Streitbeilegungsmechanismen im Verhältnis von Investor zu Staat in ihrer bisherigen Form für TTIP 

verzichtbar. Zwar müssen auch die berechtigten Interessen der Investoren geschützt werden, doch 

dürfen diesbezügliche Regelungen nicht dazu führen, dass demokratische Grundregeln ausgehebelt 

oder umgangen werden. Diese Positionierung stellen Hamburg, Baden-Württemberg, Niedersachsen, 

Rheinland-Pfalz und Bremen in einer Entschließung am Freitag zur Abstimmung. Sollte die 

Länderkammer dieser Auffassung folgen, würde diese direkt der EU-Kommission übermittelt. 

Grundsätzlich sollten Investoren den jeweiligen nationalen Rechtsweg nutzen und nicht die 

Schiedsgerichte. Auch dürfe der Investitionsschutz nicht das Recht der Staaten aushöhlen, im 

öffentlichen Interesse Gesetze zu erlassen, etwa zum Umwelt-, Verbraucher- oder Arbeitsschutz 

(sogenanntes ‚Right to Regulate‘). Darüber hinaus müsste auch die Transparenz bei Schiedsverfahren 

verbessert werden. Für die Entschließung zeichnet sich eine Mehrheit im Bundesrat ab. Gleichwohl 

betonen die fünf Länder, dass erst konkrete Verhandlungsergebnisse abzuwarten seien, bevor über 

eine abschließende Bewertung und letztlich auch die Zustimmung zum Freihandelsabkommen 

entschieden werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereits im Juni vergangenen Jahres grundsätzlich 

mit TTIP befasst (BR-Beschlüsse 463/13 und 464/13). Dabei betont die Länderkammer insbesondere 

die Notwendigkeit einer vollständigen Transparenz der Verhandlungen.  

 

Steuerrecht: Länder kritisieren unzureichende Anpassungen 

Die Bundesregierung plant in diesem Jahr zwei Jahressteuergesetze. Das vorliegende Gesetz zur 

Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften enthält vornehmlich technische und redaktionelle Änderungen. Noch im 

September dieses Jahres will die Bundesregierung jedoch weitreichendere materiell-rechtliche 

Änderungen vornehmen. Der Bundesrat hatte in seinem ersten Beratungsdurchgang zum vorliegenden 

Gesetz zahlreiche Vorschläge und Empfehlungen abgegeben. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 

wurden diese jedoch nach Meinung der Länder nur unzureichend berücksichtigt. Deshalb wird der 

Bundesrat das Gesetz zwar billigen; gleichzeitig soll die Bundesregierung jedoch mit Nachdruck im 

Rahmen einer Entschließung aufgefordert werden, die Vorschläge erneut zeitnah zu prüfen, damit 
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diese ggf. noch im zweiten Halbjahr umgesetzt werden könnten. Auch verweisen die Länder auf den 

Koalitionsvertrag, der steuerpolitische Maßnahmen zur Verbesserung der Haushalte von Bund, 

Ländern und Kommunen vorsieht. Auf Unverständnis stößt deshalb die Regelung, dass der ermäßigte 

Umsatzsteuersatz von 7 Prozent künftig auf Hörbücher ausgedehnt wird. Bislang waren 19 Prozent 

fällig. Für die Entschließung zeichnet sich eine breite Mehrheit im Plenum ab. 

 

Qualität in der Gesundheitsversorgung: Hamburg mahnt langfristige Lösung für Hebammen an 

Das Gesetz zur Finanzierung und Qualitätsentwicklung in der Gesetzlichen Krankenversicherung 

(GKV-FQWG) wird am Freitag abschließend von der Länderkammer beraten. Die seitens der 

Bundesregierung vorgelegte Finanzreform soll vor allem den Wettbewerb der Krankenkassen um die 

beste Versorgungsqualität stärken. Konkret soll der pauschale Zusatzbeitrag abgeschafft und der 

allgemeine Beitragssatz von 15,5 auf 14,6 Prozent abgesenkt werden. Dadurch wird es den 

Krankenkassen ermöglicht, ihren Beitragssatz wieder selbst festzuschreiben. Ferner wird ein neues 

Qualitätsinstitut geschaffen, das für mehr Behandlungsqualität und Sicherheit für die Patientinnen und 

Patienten sorgen soll. Hamburg begrüßt dies, kritisiert aber, dass die Länder nicht ausreichend in die 

Aufgaben des Qualitätsinstituts eingebunden werden. Für die entsprechende Forderung, den Ländern 

mehr Mitwirkungsrechte einzuräumen, zeichnet sich eine Mehrheit im Plenum ab. Darüber hinaus sollte 

nach Meinung Hamburgs schon bald eine langfristige Lösung zur Versicherungsproblematik der 

Hebammen vorgelegt werden, um die flächendeckende Versorgung diese Form der Geburtshilfe zu 

gewährleisten. Auch dafür zeichnet sich eine Mehrheit im Plenum ab. 

 

Erste Stufe der Pflegereform: Bundesrat fordert Nachbesserungen  

Der Bundesrat berät am Freitag im ersten Durchgang ein zentrales Vorhaben der Großen Koalition im 

Gesundheitsbereich; die erste Stufe der Pflegereform. Kern des Gesetzesentwurfs sind 

Leistungsverbesserungen für Menschen, die auf Pflege angewiesen sind und für die, die sie pflegen. 

Beispielsweise soll es künftig leichter werden, Pflege, Familie und Beruf miteinander zu vereinbaren. 

Für die Pflegebedürftigen werden neue Entlastungsangebote geschaffen und bestehende 

Betreuungsleistungen ausgebaut. Außerdem werden die aktuellen Leistungsbeträge um mindestens 

vier Prozent angehoben. Darüber hinaus soll ein Pflegevorsorgefonds eingerichtet werden. Dieser soll 

den steigenden Bedarfen gerecht werden. Denn schon allein die Zahl der Pflegebedürftigen wird von 

derzeit ca. 2,5 auf etwa 3,5 Millionen Menschen im Jahr 2030 steigen. Auch haben sich die 

Bedürfnisse der zu Pflegenden verändert. Dies betrifft vor allem Menschen mit Demenzerkrankungen, 

für die das Leistungsportfolio der Pflegeversicherung angepasst werden muss. Der Bundesrat begrüßt 

den Gesetzentwurf im Kern, fordert jedoch zahlreiche Nachbesserungen. So sollte es beispielweise 

möglich sein, Mittel aus dem Pflegevorsorgefonds auch für die Altenpflegeausbildung zu verwenden. 

Niedrigschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote müssten für mehr Flexibilität 

zusammengefasst werden. Darüber hinaus seien die bestehenden Regelungen für einen Zuschlag für 

Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen neu zu fassen, damit die entsprechenden 

Leistungen besser bei den Betroffenen ankommen. In einem zweiten Reformschritt müsse zudem ein 

neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt werden, mit dem beispielsweise auch die Bedürfnisse von 

Menschen mit Demenzerkrankungen besser berücksichtigt werden können. Ein Antrag Hamburgs zielt 

u.a. darauf ab, das Beratungsverfahren für diejenigen zu vereinfachen, die erstmals einen Antrag auf 

Leistungen durch die Pflegekassen stellen. Die Länderkammer wird den genannten Empfehlungen 

aller Voraussicht nach folgen.  
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Nationaler Diabetesplan: Hamburg will den Zuckergehalt von Lebensmitteln reduzieren  

Diabetes mellitus ist mit etwa acht Millionen Betroffenen eine der häufigsten nicht übertragbaren 

Volkskrankheiten in Deutschland. Die Zahl der Neuerkrankungen steigt konstant, jährlich sind es 

hierzulande etwa 270.000. Ein seitens der Weltgesundheitsorganisation sowie der Europäischen Union 

geforderter Diabetesplan ist bereits in 17 Mitgliedstaaten der EU umgesetzt worden; in Deutschland 

steht dies noch aus. Dementsprechend soll mit einer von Schleswig-Holstein initiierten Entschließung 

die Bundesregierung nun zu Vorlage eines Nationalen Diabetesplans aufgefordert werden. Die 

Länderkammer wird diese Forderung voraussichtlich mit breiter Mehrheit unterstützen. Dabei müsse 

ein Nationaler Diabetesplan insbesondere Präventionsstrategien, Früherkennungsmaßnahmen sowie 

Vorschlägen für neue Versorgungsmodelle enthalten. Auch die Selbsthilfe sollte gestärkt werden. Nach 

Meinung Hamburgs ist darüber hinaus jedoch auch der oft hohe Zuckergehalt von Lebensmitteln 

stärker in den Blick zu nehmen. Ein entsprechender Antrag fordert deshalb die Bundesregierung auf, 

Strategien vorzulegen, welche zum einen den Zuckergehalt transparenter machen, zum anderen aber 

auch geeignet erscheinen, den Zuckeranteil in Lebensmitteln und Getränken zu reduzieren. Dieses 

ergänzende Anliegen wird voraussichtlich auch eine breite Mehrheit in der Länderkammer finden. 

 

Rückfragen an: 

Dr. Katrin Cholotta 
Freie und Hansestadt Hamburg, Vertretung beim Bund 

Fon: 030 – 2 06 46-117 
eMail: Katrin.cholotta@lv.hamburg.de 

www.hamburg.de/landesvertretung 

 

http://www.hamburg.de/landesvertretung
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Terminkalender  Vom 14. Juli bis 26. Juli 2014 

Die Hinweise dienen nur zur Information; sie gelten nicht als Einladung. Auskünfte über 
Fototermine und Möglichkeiten der Berichterstattung, die im Rathaus stattfinden,  werden 
unter der Rufnummer 428 31 - 2182 erteilt. 
 
 
Montag, den 14.07.2014 
11:00 Rübenkamp 123 

Bürgermeister Olaf Scholz besucht die Kita Rübenkamp 123. 
 
Senator Detlef Scheele nimmt teil. 
 

12:00 Hotel Atlantic, An der Alster 72-79 
Senator Dr. Peter Tschentscher nimmt am Empfang des französischen 
Generalkonsulats anlässlich des französischen Nationalfeiertages teil. 
 

14:00 Rathaus Lübeck, Audienzsaal, Breite Straße 62, 23539 Lübeck 
Senator Frank Horch nimmt gemeinsam mit Minister Reinhard Meyer an der 
Unterzeichnung eines Letter of Intent zur Zusammenarbeit an der Fehmarnbelt-
Achse teil. 
 

Dienstag, den 15.07.2014 
13:00 Freiwilligenagentur Nord, Alsterdorfer Markt 18 

Senator Detlef Scheele besucht die Freiwilligenagentur Nord. 
 

ganztägig León, Nicaragua 
Staatsrat Wolfgang Schmidt reist vom 15.-22.07.2014 nach León, Nicaragua, und 
nimmt dort an der Städtepartnerkonferenz sowie an den Feierlichkeiten zum 25. 
Jubiläum der Städtepartnerschaft zwischen Hamburg und León teil. 
 

ganztägig Leipzig 
Senator Frank Horch und Staatsrat Dr. Bernd Egert nehmen teil am 
Verhandlungsauftakt „Fahrrinnenanpassung“ vor dem Bundesverwaltungsgericht. 
 

Mittwoch, den 16.07.2014 
17:00 Commerzbank, Jungfernstieg 22 

Staatsrat Volker Schiek nimmt an der Veranstaltung Politik-Zeit mit Staatsministerin 
Aydan Özoguz teil. 
 

Donnerstag, den 17.07.2014 
17:00 Arbeitnehmerkammer Bremen, Bürgerstr. 1, 28195 Bremen 

Senator Dr. Peter Tschentscher nimmt an der Podiumsdiskussion „Reform des 
föderalen Finanzsystems – Wie lässt sich die Altschuldenproblematik lösen?“ im 
Rahmen des Workshops „Altschulden“ der Arbeitnehmerkammer Bremen teil. 
 

Montag, den 21.07.2014 
18:00 Universität Hamburg, Flügelbau Ost 

Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht ein Grußwort anlässlich der 
Ausstellungseröffnung „Der erste Riss im Eisernen Vorhang – Das 
Paneuropäische Picknick am 19.08.1989 in Sopron/Ungarn“. 
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Mittwoch, den 23.07.2014 
14:00 Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Neuenfelder Straße 19 

Staatsrat Michael Sachs empfängt eine Delegation der Behörde für 
Stadtentwicklung aus New Taipei City, Taiwan, zu einem Informationsgespräch. 
 

Donnerstag, den 24.07.2014 
18:00 Gästehaus des Senats, Schöne Aussicht 26 

Staatsrat Michael Sachs spricht anlässlich eines Empfanges für Absolventen eines 
Diplomatenlehrganges aus den Ländern Asiens ein Grußwort. 
 

19:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Senatorin Jana Schiedek spricht anlässlich des Senatsempfangs zum Christopher 
Street Day 2014 ein Grußwort. 
 

Freitag, den 25.07.2014 
11:00 Rathaus, Bürgermeisteramtszimmer 

Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt empfängt den neuen Generalkonsul der 
Republik Korea, Seejeong Chang, anlässlich seines Antrittsbesuches. 
 

Samstag, den 26.07.2014 
11:30 Rathaus Harburg, Harburger Rathausplatz 1 

Senator Michael Neumann nimmt an der Oldtimer-Kolonnenfahrt anlässlich der 
DRK-Gründungsfeier von Hamburg nach Winsen/Luhe teil. 
 

 
 


